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1. EINLEITUNG

Historisch ist das Arbeitsrecht als staatliche Regelung der

Bedingungen unselbständiger Arbeit entstanden mit relativ

fließenden Grenzen zum Sozialrecht. Die das Arbeitsrecht be­

treffenden politischen Entscheidungen auf nationaler Ebene

samt der mögliche Entscheidungen vorbereitenden öffentlichen

Diskussion bestimmter Streitfragen werden hier als Politikfeld

"Arbeit" (labor polier) verstanden. Die relevanten politischen

Entscheidungen auf nationaler Ebene umfassen zum einen Gesetze

und Verordnungen, zum anderen die Urteile oberster Gerichte,

z.B. des Bundesarbeitsgerichts. Tarifverträge bleiben hier

ausgeklammert, auch wenn sie der Bundesminister für Arbeit und

Sozialordnung für allgemeinverbindlich erklärt hat.

Die deutsche Untersuchung des Politikfelds "Arbeit" wurde

parallel zu einer amerikanischen Studie der "us labor polier

domain" (vgl. Knoke 1988) durchgeführt. Bei den großen Unter­

schieden des deutschen und amerikanischen Arbeitsrechts war

besonders auf Äquivalenz der Abgrenzung des Politikfelds unter

inhaltlichen Gesichtspunkten zu achten. Zeitlich werden für

die Bundesrepublik Streitfragen und Entscheidungen der 10. und

11. Legislaturperiode des Deutschen Bundestages bis zur Som­

merpause 1988 einbezogen. Die amerikanische Vergleichsstudie

betrachtet den Zeitraum der Reagan-Administration von 1981 bis

1987.

Sowohl die Regierung Kohl als auch die Präsidentschaft von

Reagan werden bezüglich des Politikfelds "Arbeit" nicht als

regulationsfreundlich im Sinne der Gewerkschaften einge­

schätzt. Die von den Gewerkschaften gestellten Forderungen auf

Ausdehnung von kollektiven Arbeitsschutzrechten fanden im

Untersuchungszeitraum eher die Unterstützung der jeweiligen

Oppositionspartei.

Zur inhaltlichen Abgrenzung des Politikfelds kann auf die

klassischen Teilbereiche des Arbeitsrechts zurückgegriffen

werden. Es sind dies das kollektive Arbeitsrecht mit dem

Tarifvertragsrecht und dem Betriebsverfassungsrecht, das Ar­

beitsvertragsrecht als individuelles Arbeitsrecht und das

Arbeitsschutzrecht (vgl. Söllner 1987: 32). Dazu kommt als
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gezielte Maßnahmen der Arbeits­

die hier ebenfalls zum Politikfeld

- 2 -

wichtiges Themengebiet die Sozialpolitik für Arbeitnehmer,

wobei hier nur an solche Regelungen aus dem großen Bereich der

Sozialpolitik gedacht ist, die direkt an die Stellung der

Arbeitnehmer im Erwerbsprozeß anknüpfen und an deren Kosten

die Arbeitgeber unmittelbar beteiligt werden. Konkret trifft

dies für die Unfallversicherung, die betriebliche Altersver­

sorgung und die Arbeitslosenversicherung zu. Das weitere Feld

der allgemeinen Rentenversicherung und der Gesundheitspolitik

wurde ausgeklammert. Als letztes sind schließlich noch

"Arbeit" gezählt werden.

In Übersicht 1 sind die wichtigsten Gesetze für das Poli­

tikfeld nach den unterschiedenen Teilbereichen zum einen für

die Bundesrepublik und zum anderen für die USA aufgeführt. Bei

insgesamt großen übereinstimmungen in den Teilbereichen gibt

es doch charakteristische Abweichungen. So existiert in den

USA der Teilbereich der Unternehmensmitbestimmung nicht, wäh­

rend in der Bundesrepublik gesetzliche Bestimmungen für die

innere Organisation von Gewerkschaften und Arbeitgeberorgani­

sationen weitgehend fehlen. In den USA gibt es keine eigene

Arbeitsgerichtsbarkeit, wenn man von bestimmten gerichtsähnli­

chen 'Verfahren des National Labor Relations Board absieht.

Deshalb wurde dieser Teilbereich für die USA total ausgeklam­

mert. Die übrigen Bereiche besitzen jeweils Äquivalente in

beiden Ländern, selbst wenn die Gewichtungen zum Teil ver­

schieden sind. Dies gilt z.B. für das starke Gewicht von

Fragen der Betriebsverfassung im deutschen Fall, im Vergleich

zu den wenigen Regeln im amerikanischen Fall wie denen, die

für die Repräsentationswahlen von Betriebsgewerkschaften vor­

geschrieben sind. Umgekehrt spielen Diskriminierungsfragen im

Beschäftigungssystem der USA eine große Rolle, während sie in

der Bundesrepublik eher von untergeordneter Bedeutung sind.

Die Teilbereiche Arbeitsvertragsrecht und Arbeitszeitschutz

sind in der amerikanischen Studie zu dem einen Teilbereich der

"employment conditions" zusammengefaßt. Im Deutschen werden

Arbeitszeitfragen aber eher als Teil des Arbeitsschutzrechts

aufgefaßt. Deswegen wurden sie von dem das eher individuelle

Diskriminierungsfragen und

marktpolitik zu erwähnen,
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Arbeitsvertragsrecht bildenden Teilbereich getrennt. Die Teil­

bereiche des Tarifvertragsrechts, des technischen Arbeits­

schutzes, des Arbeitsvertragsrechts ohne seine kollektiven

Bestandteile, der Sozialpolitik für Arbeitnehmer, des Schutzes

besonderer Personengruppen im Beschäftigungssystem und der

Arbeitsmarktpolitik haben für beide Länder in etwa gleich

große Bedeutung.

Damit ist das Politikfeld inhaltlich abgegrenzt. Soziolo­

gisch verstehen wir das Politikfeld darüber hinaus als sozi­

ales System. Die inhaltliche Abgrenzung liefert den themati­

schen Bezug, unter dem die einflußreichen Akteure mit Bezie­

hung aufeinander politisch handeln. Ziel ihres HandeIns ist

die Realisierung der eigenen Interessen. Diese konzentrieren

sich auf die Durchsetzung oder Verhinderung von bestimmten

kollektiven Entscheidungen. Dabei sind die anderen einflußrei­

chen Akteure, die mit Bezug auf dasselbe Politikfeld handeln,

in Rechnung zu stellen. Der Bezug auf dasselbe Politikfeld

garantiert so ein nach außen abgegrenztes soziales System.

Die einflußreichen Akteure in nationalen Politikfeldern

sind in modernen Gesellschaften nicht Einzelpersonen, sondern

Verbände, Behörden, Parteien oder Fraktionsgruppierungen. Wir

gehen davon aus, daß diese Organisationen als kollektive bzw.

korporative Akteure handeln.

Im folgenden wird mit den Befragungsergebnissen der deut­

schen Teilstudie das Politikfeld "Arbeit" beschrieben. Die

amerikanische Studie wird an zentralen Stellen zu Vergleichs­

zwecken herangezogen. Nach einer kurzen Studienbeschreibung

folgt ein Abschnitt 3 über die wichtigsten Streitfragen im

Politikfeld "Arbeit" in der Bundesrepublik. Ober das Interesse

der Akteure an diesen Streitfragen lassen sich die wesentli­

chen Teilöffentlichkeiten des Politikfelds abgrenzen (Ab­

schnitt 4). Diese Teilöffentlichkeiten bestehen aus den Orga­

nisationen mit ähnlichen Interessenprofilen. Weiteren Auf­

schluß über diese Organisationen versprechen die Angaben über

die Macht- bzw. Einflußverteilung im Politikfeld aus der Sicht

der Befragten (Abschnitt 5). Abgeschlossen wird der Bericht

mit einer Vorstellung der in die Untersuchungen einbezogenen

Gesetzesvorlagen. Aus Angaben über die Befürworter und Gegner
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der einzelnen Entscheidungen läßt sich die Konfliktstruktur

des Politikfelds ableiten. Diese Konfliktstruktur wird mit der

entsprechenden amerikanischen Konfliktstruktur in diesem Poli­

tikbereich verglichen.

2. STUDIENBESCHREIBUNG

Nach der inhaltlichen Festlegung des Politikbereichs "Ar­

beit" waren zwei Vorarbeiten für die Befragung zu leisten: 1.

Identifikation der einschlägigen Gesetzesvorlagen, Verord­

nungen, Gerichtsurteile und Streitfragen und 2. Identifikation

der einflußreichen Akteure. Dann konnte 3. die Befragung

durchgeführt werden.

ad (1). Für die Bundesrepublik wurden im Zeitraum 1983 bis

1988 insgesamt 112 Gesetzesvorlagen des Bundestages

identifiziert, die das Politikfeld "Arbeit" in unserer

Abgrenzung betreffen. In der Regel war dafür der

Bundestagsausschuß für Arbeit und Sozialordnung feder­

führend. Deswegen kam den Anhörungen dieses Ausschus­

ses bei der Identifikation der einflußreichen Akteure

eine besondere Bedeutung zu. Neben den Gesetzesvorla­

gen wurden noch die Verordnungen und Gerichtsentschei­

dungen ausgemacht, die größere öffentliche Aufmerk­

samkeit fanden und nicht zu den Routineunterschei­

dungen gezählt werden konnten. Die öffentliche Auf­

merksamkeit im Politikfeld wurde durch eine Inhalts­

analyse der Wochenzeitung "Das Parlament", der von der

Hans-Böckler-Stiftung herausgegebenen Zeitschrift "Die

Mitbestimmung" und der Jahresberichte der Bundesver­

einigung Deutscher Arbeitgeberverbände festgestellt.

Diese Quellen dienten auch der Identifizierung der

wichtigsten Themen oder Streitfragen (Issues) des

Politikbereichs im Untersuchungszeitraum.

ad (2). Einflußmöglichkeiten ergeben sich aus institutionellen

Zuständigkeiten und aus anderen Einflußressourcen wie
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Expertenwissen, einem großen Mitgliederkreis usw., die

den Stellungnahmen eines Verbandes Gewicht verleihen.

Unter dem Gesichtspunkt der Zuständigkeit ist zuerst

der Bundestagsausschuß für Arbeit und Sozialordnung

und dann das Bundesministerium für Arbeit und Sozial­

ordnung auszuwählen. Bei parlamentarischen Gremien

wurden nicht die Gremien selbst, sondern die Fraktio­

nen als kollektive Akteure konzipiert, vertreten durch

ihre Sprecher. Für die Fraktionen des Bundestages

selbst wurden die für das Politikfeld zuständigen

Obleute als Befragte ausgewählt. Darüber hinaus ent­

spricht es der Einflußstruktur eines parlamentarischen

Systems mit starken Parteien, daß auch die Bundesvor­

stände der Parteien und der Parteivereinigungen als

einflußreich in Rechnung gestellt werden müssen.

Für die Auswahl der einflußreichen Akteure außer­

halb dieses Kreises der angenommenen Zuständigkeiten

rechtlicher und - für die politischen Akteure - auch

faktischer Art galt es, empirische Kriterien zu ent­

wickeln. Wir haben angenommen, daß im parlamentari­

schen System der Bundesrepublik für die Gesetzesvorha­

ben die Sitzungen der federführenden Bundestagsaus­

schüsse die zentralen Einflußarenen in der Phase un­

mittelbar vor der abschließenden Entscheidung sind.

Als Indikator der Einflußmöglichkeiten von Verbänden

dient deshalb die mindestens zweimalige Anhörung vor

einem Bundestagsausschuß während des Untersuchungs­

zeitraums zu einem einschlägigen Gesetzesvorhaben

(Kriterium 2). Dieses Kriterium trifft auf Verbände

und Behörden zu, die institutionell außerhalb des

staatlichen Gesetzgebungsverfahrens stehen. Daneben

war noch ein Kriterium zu finden für die Bundesmini­

sterien und Ländervertretungen, die sich so stark für

Fragen des Politikfelds "Arbeit" interessieren, daß

sie neben dem federführenden Ministerium bzw. Bundes­

tagsausschuß auch als Einflußnehmer auftreten. Hier

entschieden wir uns für das Kriterium der häufigen

Teilnahme an den nichtöffentlichen Sitzungen des
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Bundestagsausschusses für Arbeit und Sozialordnung

(Kriterium 3).

In Tabelle 1 sind die von uns unterschiedenen Orga­

nisationsarten zusammen mit dem Auswahlkriterium auf­

geführt. In der amerikanischen Studie wurden Äquiva­

lente, wenn auch nicht identische Verfahren zur Ab­

grenzung der Politikfeldakteure verwendet.

ad (3). Die in Tabelle 1 aufgeführten 126 Organisationen bil­

deten die Zielgruppe der Befragung. Im Zeitraum vom

10. Oktober 1988 bis zum 16. Februar 1989 konnten

davon 125 Organisationen tatsächlich befragt werden.

Um sicherzugehen, daß unsere Auswahl auch die im Poli­

tikfeld tatsächlich einflußreichen Akteure erfaßt hat,

wurde im Interview gefragt, welche Organisationen noch

als allgemein einflußreich bezeichnet werden können,

die sich nicht auf der Liste der 126 ausgewählten

Verbände, Behörden und politischen Akteure befinden.

Auf diese Frage wurden zusätzlich noch 120 Organisa­

tionen genannt, von denen aber nur ein Wirtschaftsver­

band mehr als fünf Nennungen erhielt. Dieser Verband

wurde zusätzlich in die Befragung aufgenommen, so daß

die Fallzahl der Befragung damit insgesamt 126 Organi­

sationen ausmacht.
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Tabelle

Die Auswahl der Akteure des Politikfelds "Arbeit"
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3. STREITFRAGEN IM POLITIKFELD "ARBEIT" UND DIE INTER­

ESSENSTRUKTUR DER AKTEURE

direkte rechtliche oder faktische Zuständigkeit

mindestens zweimalige Anhörung vor Bundestags­
ausschuß für Arbeit und Sozialordnung

häufige Teilnahme an Sitzungen des Ausschusses
für Arbeit und Sozialordnung

ANZAHL DER
AUSGEWÄHLTEN

ORGANISATIONEN

ORGANISATIONSTYP

1. Arbeitnehmer-6 Beamtenver-
bände, Betrie sräte

2. Wirtschafts-, Arbeitgeber-
verbände, Einzelunternehmen

3. Kommunale Spitzenverbände,
öffentliche Arbeitgeber

4. Gesundheitswesen

5. Sonstige Berufsverbände

6. Sozialversicherungsverbände,
-behörden

7. Kirchen und Wohlfahrtsverbände

8. Benachteiligtenverbände

9. Fraktionen des Bundestages,
Parteien, Parteivereinigungen

10. Bundesministerien

Bundesministerium für Arbeit
und Sozialordnuny
mi tAbteilungen bis VI

Andere Bundesministerien

11. Ländervertretungen (Bundesrat)

11 Kriterium 1:

Kriterium 2:

Kriterium 3:

18

23

6

7

5

13

8

5

17

7

6

11

AUSWAHL-
KRITERIUM 1)

2

2

2

2

2

2

2

2

1

3

3

Nach dem in der Einleitung dargestellten Verfahren wurden

für den Zeitraum 1983 bis 1988 insgesamt 45 kontroverse Themen

für das deutsche Politikfeld "Arbeit" identifiziert. In Tabel­

le 2 sind die Streitfragen nach den unterschiedenen 12 Teil­

bereichen geordnet und konkretisieren damit den thematischen

Bezug unseres sozialen Systems. Die Befragten gaben an, wie

stark ihre Organisation an jeder Streitfrage interessiert ist.

Unabhängig von dieser Frage wurde auch das Interesse an den

Teilbereichen selbst (von I bis XII) ermittelt.

Neben dem Prozentsatz der Organisationen, die an den Teil­

bereichen bzw. Streitfragen sehr stark oder stark interessiert

sind, ist in Tabelle 2 auch eine Information über die Interes­

senstruktur enthalten. Darunter verstehen wir Angaben über den

Zusammenhang der Streitfragen aufgrund von Gemeinsamkeiten und

Unterschieden in den Interessenprofilen der Akteure. Dabei

werden solche Themen zu einem Faktor zusammengefaßt, für die

sich Gemeinsamkeiten in der Interesseneinstufung durch die

Akteure ergeben. Als Verfahren wird die Faktorenanalyse

benutzt, mit deren Hilfe die Gesamtstruktur der Ähnlichkeiten

der Streitfragen herausgearbeitet wird.

Der wichtigste Faktor ist Faktor 1, der die klassischen

Themen des Politikfelds aus den Teilbereichen Tarifvertrags­

recht, Unternehmensmitbestimmung und Betriebsverfassung ent­

hält. Dazu kommen einzelne Themen aus dem Arbeitsvertragsrecht

wie Vereinheitlichung der Kündigungsfristen für Arbeiter und

Angestellte und Verlängerung des Vorruhestandsgesetzes bis

1991 und aus der Arbeitsmarktpolitik wie das von der SPD

vorgeschlagene Sondervermögen Arbeit und Umwelt, die Wieder­

besetzungspflicht von Arbeitsplätzen, die durch die Vorruhe­

standsregelung frei geworden sind, und die Berufsbildungsab­

gabe. Das durchschnittliche Interesse für diese klassischen

Themen des Politikfelds bewegt sich auf mittlerem Niveau.

Darin kommt zum Ausdruck, daß sich Politikfeldakteure wie z.B.

die Sozialversicherungsverbände bei den klassischen Konflikt­

themen eher zurückhaltend äußern, während Gewerkschaften und
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Das Interesse der Politikfeldakteure an den Teilbereichen und

Streitfragen des Politikfelds

Prozent ait sehr Faktor mit
starkem und starkem höchster

------------------------------------------~~~:~:~~:_~~----------~~~~~~-~~--

2

3

2

3

3

3

2

5

5

5

7

7

4

6

6

( 1 )

5

37

56

36

56

50

41

48

43

39

83

44

46

39

56

55

25

TI

65

56

66

.H
41

47

67

stem

Vereinheitlichung der unterschiedlichen
Kündigungsfristen von Arbeitern
und Angestellten

Verlängerung des Vorruhestandsgesetzes
bis 1991

Anrechnung der betrieblichen Alters­
versorgung auf Hinterbliebenenrente

Erziehungsgeld und Erziehungsurlaub

Regeln für den Bezug von Arbeitslosengeld

Beit~agsveränderungender Sozial­
verSIcherung

33.

18.

32.

VI. Technischer Arbeitsschutz

19. Gesundheitsrisiken neuer Technologien

20. Verbot von gefährlichen Arbeitsstoffen

21. Rauchverbot am Arbeitsplatz

35. Geschlechtsneutrale Ausschreibung von
Arbeitsplätzen

36. Frauenförderpläne

17.

VIII. Sozialpolitik für Arbeitnehmer

Prozent ait sehr Faktor ait
starkem und starkem höchster

--------------------------------------------~~~~~~~~~-~~----------~~~~~~-~~--

28.

VII. Arbeitszeitschutz (einschI. LadenschlußI

22. Veränderung der Ladenschlußregeln

23. Einführung eines Dienstleistungsabends

24. Verteilung der vorhandenen Arbeit durch
Arbeitszeitverkürzung

25. Ve~hinderung unregelmäßiger Arbeits­
zeitformen

26. Regeln für die Sonn- und Feiertagsarbeit

27. Höchstzulässige Arbeitszeit und
Festsetzung von Mindestruhepausen

29.

30.

31.

IX.

34.

(8 )

3

37

27

44

52

53

41

36

57

56

46

48

35

45

41

42

64

Unternehmensmitbestimmung

Montanmitbestimmung

Volle paritätische Unternehmensmit­
bestimmung durch Novellierung des
Mitbestimmungsgesetzes

Sozialplanregelung bei Konkurs

Einführung von Sprecherausschüssen
für leitende Angestellte in die
Betriebsverfassung

Minderheitenrechte kleiner Gewerkschaf­
ten bei Betriebs- und Personalratswahlen

Mitbestimmung des Betriebsrats bei Fest­
legung der Arbeitszeit für Teilzeit­
beschaftigte

Mitwirkungsmöglichkeiten der Arbeitnehmer­
vertretungen oei Einführung neuer
Technologlen

Neutralität der Bundesanstalt für
Arbeit bei Arbeitskämpfen

Zulijss~gkeit von Warnstreiks während
laufender Tariverhandlungen

Gesetzliches Verbot der Aussperrung

2.

Tabelle 2

V. Arbeitsvertragsrecht (einschließlich Ver- 59
mogensblldung und Ärbeitnehmerüberlassung)

12. Rechtsverhältnisse für Teilzeitbeschäftigte 63

13. Befristete Arbeitsverträge 70

14. überbetriebliche Beteiligung von 32
Arbeitnehmern am Produktivvermögen

6.

7.

15. Nebentätigkeiten von Beamten

16. Arbeitsrechtliche Regelungen
für Leiharbeit

9.

10.

IV. Innere Organisation von Gewerkschaften
und Ärbeltgeberverbanden

11. Verbändegesetz

1.

3.

I. Tarifvertragsrecht

II.
4.

5.

8.

111. Betriebsverfassung
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Prozent .it sehr Faktor .it
starke. und starke. höchster

Interesse 1) Ladung 2)
-----------------------------------------------------------------------------

1) Bei den' Teilbereichen beziehen sich die Interessenangaben auf die 122

Organisationen, die gültige Angaben zu mindestens 5 Teilbereichen gemacht

haben; bei den Streitfragen sind alle 126 Organisationen Prozentuierungs­

basis.

2) Maximum Likelihood Faktorenanalyse mit Varimax-Rotation; Extraktion der 8

Faktoren mit Eigenwert> 1.0. Eigenwerte der Faktoren nach Rotation: 20,7;

1,8; 2,0; 1,4; 1,7; 1,0; 1,1; 0,7. Faktorenzugehörigkeit in Klammern

bedeutet niedrige Ladung< 0.40.

37. Beweislastregelung in Diskriminierungs- 28
fällen

Arbeitgeberverbände an diesen Fragen natürlich nach wie vor

ein starkes Interesse haben.

Der zweitwichtigste Faktor (gemessen am Eigenwert) ist

Faktor 3. Dies sind Themen, die sich der Sozialpolitik für

Arbeitnehmer zurechnen lassen. Hier ist das Durchschnitts­

interesse für den Teilbereich sehr viel höher als das für die

Einzelthemen. Dies hängt sicher damit zusammen, daß der Teil­

bereich der Sozialpolitik von den Befragten umfassender ver­

standen wurde als er von uns gemeint war. Betriebliche Alters­

versorgung, Erziehungsgeld, Arbeitslosenunterstützung und all­

gemeine Beitragsänderungen der Sozialversicherung spielten

gerade zur Zeit der Befragung eine eher untergeordnete Rolle

gegenüber Problemen wie z.B. der Gesundheitsreform. Trotzdem

macht es Sinn, bei einer Untersuchung über das Politikfeld

"Arbeit" die Sozialpolitik nicht in ihrer vollen Breite zu

behandeln, sondern nur in den Aspekten, die die meisten Berüh­

rungspunkte mit dem Arbeitsrecht haben.

Die weiteren Faktoren spiegeln jeweils ein spezielles

Interessenprofil wider. Diese speziellen Profile decken sich

sehr gut mit den von uns unterschiedenen Teilbereichen. So ist

Faktor 5 im wesentlichen mit dem Teilbereich Technischer Ar­

beitsschutz identisch, zu dem aus der Sicht der Befragten auch

das Thema der höchst zulässigen Arbeitszeit und der Fest­

setzung von Mindestruhepausen gehört. Faktor 6 beinhaltet die

Einzelthemen aus dem Teilbereich "Diskriminierung im Beschäf­

tigungssystem (z.B. nach Geschlecht)". Hieran ist das Interes­

se der Befragten eher gering.

Im Faktor 2 werden Themen des Schutzes besonderer Personen­

gruppen wie Schwerbehinderter, Mutterschutz und Jugendarbeits­

schutz zusammengefaßt. Hierunter fallen auch die ABM-Maßnah­

men, die wir ursprünglich der Arbeitsmarktpolitik zugerechnet

hatten.

Der Teilbereich Arbeitszeitschutz zerfällt in verschiedene

Faktoren, einmal in die Thematik der Ladenschlußzeiten (Faktor

7, mittleres Interesse) und zum anderen in die Thematik Ar­

beitszeitverkürzung (starkes Interesse) und unregelmäßige

Arbeitszeitformen (mittleres Interesse). Zu letzterem Faktor 4

zählen auch die Themen Teilzeitbeschäftigte und befristete

2

1

1

1

3

(8 )

37

57

53

34

39

38

51

11
25

XII. Arbeitsgerichtsbarkeit

45. Unterstellung der Arbeitsgerichtsbarkeit
unter die Dienstaufsicht oes Justiz­
ministeriums

XI. Arbeitsmarktpolitik (Arbeits­
und Beschaftigungsförderung)

38. Förderung der Rückkehrbereitschaft
von Auslandern

39. Verstärkte Förderungen von ABM-Maßnahmen

40. Regeln für Arbeitnehmerüberlassung

41. Abbau der Arbeitslosigkeit durch
Sondervermögen Arbeit und Umwelt

42. Wiederbesetzungspflicht von durch die
Vorruhestandsregelung freigewordenen
Arbeitsplätzen

43. Berufsbildungsabgabe

44. Einfü~rung eines Sozialversicherungs­
ausweises

....::
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Arbeitsverträge aus dem Teilbereich Arbeitsvertragsrecht

(starkes Interesse).

Betrachtet man die von uns unterschiedenen Teilbereiche

daraufhin, welche nach den dort aufgeführten Streitfragen die

geringste innere Konsistenz haben, so sind dies eindeutig der

Teilbereich "Arbeitsvertragsrecht" und der Teilbereich

"Arbeitsmarktpolitik". Letztere gehören schwerpunktmäßig zum

klassischen Hauptfaktor des Politikfelds mit Sonderstellungen

für Fragen wie Förderung der Rückkehrbereitschaft von Auslän­

dern (eher geringes Interesse). Eine Sonderstellung nimmt auch

das Problem "Nebentätigkeit von Beamten" ein, das wir zunächst

unter das Arbeitsvertragsrecht subsumiert hatten. Die

Streitfragen in der amerikanischen "Labor policy" waren natür­

lich nicht identisch mit den deutschen Streitfragen, so daß

ein direkter Vergleich mit der amerikanischen Studie hier

ausscheidet. Wir können aber die Interessenstruktur auf der

Basis der Teilbereiche vergleichend untersuchen. Diese ver­

gleichende Untersuchung bestätigt zum einen die Ergebnisse der

Interessenstruktur für die deutschen Streitfragen und deckt

zum anderen dieselbe Grundstruktur in beiden Ländern auf (vgl.

Tabelle 3).

Die Grundstruktur der Thematik des Politikfelds "Arbeit"

besteht aus zwei inhaltlichen Dimensionen: der zentralen

Dimension des klassischen Arbeitsrechts und der zweiten Dimen­

sion sozialpolitischer Fragen unter Einschluß des Schutzes

besonderer Personengruppen und der Diskriminierung im Beschäf­

tigungssystem. Dies waren auch die beiden wichtigsten Dimen­

sionen der Faktorenanalyse der Streitfragen, und diese

Grundstruktur zeigt sich auch für die amerikanischen Teilbe­

reiche.

Unterschiede zwischen der Interessenstruktur im deutschen

und im amerikanischen Politikfeld "Arbeit" zeigen sich an zwei

Stellen. Die Sozialpolitik, die in der amerikanischen Studie

mit dem Zusatz "Renten, Versicherung, Mutterschutz und

Arbeitsplatzrechte" versehen war, gehört im amerikanischen

Verständnis zum klassischen Arbeitsrecht, also zum ersten

Faktor. Dagegen weist der Teilbereich der "Employment condi­

tions" - in der deutschen Studie in die zwei Teilbereiche des



Organisationstyp
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Arbeitsvertragsrechts und des Arbeitszeitschutzes zerlegt

hohe Korrelationen mit beiden Faktoren auf, während die zwei

als äquivalent gedachten deutschen Teilbereiche eindeutig zum

klassischen Arbeitsrecht gehören. Diese kleineren Unterschiede

sollten das Hauptergebnis der in den Grundzügen gleichen

Interessenstruktur aber nicht in den Hintergrund treten las-

sen.

Die Ähnlichkeiten der Streitfragen und der Teilbereiche,

die wir in diesem Abschnitt untersucht haben, ergeben sich aus

den unterschiedlichen Gemeinsamkeiten der Akteure im Hinblick

auf ihr Interesse an diesen Themen. Wir wollen im nächsten

Abschnitt untersuchen, welche Organisationen nach der Ähnlich­

keit ihrer Interessenprofile zusammengehören. Diese Gruppen

von Organisationen mit ähnlichen Interessenprofilen stellen

die Teilöffentlichkeiten des Politikfelds dar.

4. DIE TEILöFFENTLICHKEITEN IM DEUTSCHEN POLITIKFELD

"ARBEIT"

Mit dem Ausdruck Streitfrage (im Englischen "Issue") ist

ein kontrovers diskutiertes Thema mit hohem Aufmerksamkeits­

wert für die öffentlichkeit gemeint. Insoweit eine bestimmte

Streitfrage nicht die öffentlichkeit allgemein interessiert,

sondern hohe Aufmerksamkeit nur bei einem Teil findet, ist im

Amerikanischen der Ausdruck "Issue public" gebräuchlich. Wir

erweitern diesen Begriff insofern, als wir nicht einzelne

Streitfragen getrennt untersuchen, sondern nach Gruppen von

Akteuren fragen, die sich für mehrere Streitfragen gleich

stark und für andere weniger stark interessieren. Diese

Gruppen bezeichnen wir als Teilöffentlichkeiten.

Einen ersten Eindruck über die unterschiedlichen Interes­

senprofile der Akteure in den einzelnen Organisationstypen

gibt Tabelle 4. Dort sind die Durchschnittswerte für die zwei

wichtigsten Faktoren aufgeführt, zum einen der Faktor der

klassischen Arbeitspolitik und zum anderen der Faktor der

Sozialpolitik für Arbeitnehmer. Nach diesen Ergebnissen sind
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Tabelle 4

Die Durchschnittswerte der Organisationstypen auf den zwei

wichtigsten Di.ensionen des Politikfelds 1)

Klassische Sozial-
Arbeitspolitik politik

-----------------------------------------------------------------------------

1. Arbeitnehmer-, Beamtenverbände, 0.84 -.01
Betriebsräte

2. Wirtschafts-, Arbeitgeberverbände, 0.09 -.36
Einzelunternehmen

3. Kommunale Sfitzenverbände, öffent- -0.50 .03
liche Arbei geber

4. Gesundheitswesen -0.67 -.35

5. Sonstige Berufsverbände -0.76 -.93

6. Sozialversicherungsverbände, -0.81 .92
-behörden

7. Kirchen und Wohlfahrtsverbände -1. 03 -.04

8. Benachteiligtenverbände -1. 32 -.54

9. Fraktionen des Bundestages, 0.77 .08
Parteien, Parteivereinigungen

10. Bundesministerien -0.11 .06

11. Ländervertretungen 0.71 .39

1) Je höher der Durchschnittswert (der Faktorenwerte), umso größer das Inter­

esse. Die Faktorenwerte wurden auf der Grundlage der Faktorenanalyse der

Streitfragen (vgl. Tabelle 2) für die Faktoren 1 und 3 berechnet.
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die Gewerkschaften, die politischen Akteure (Fraktionen des

Bundestags, Parteien und Parteivereinigungungen) und die Län­

dervertretungen im Durchschnitt am stärksten an Fragen des

klassischen Arbeitsrechts interessiert und die Sozialversiche­

rungsverbände, die sich für diese Fragen weniger interessie­

ren, konzentrieren ihre Aufmerksamkeit erwartungsgemäß am

stärksten auf die Sozialpolitik für Arbeitnehmer. Daneben

liegen auf diesem zweiten Faktor noch die Ländervertretungen

mit ihrem Interesse weit über dem Durchschnitt der anderen

Organisationstypen.

Auffällig ist das geringe Interesse der Wirtschafts- und

Arbeitgeberverbände und der Bundesministerien für die klassi­

sche Arbeitspolitik. Hier verdecken die Durchschnitte große

interne Unterschiede im Interessenprofil. In diesen beiden

Organisationstypen herrscht eine starke Arbeitsteilung vor.

Die großen Wirtschafts- und Arbeitgeberverbände wie die Bun­

desvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA), der

Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI), der Deutsche

Industrie- und Handelstag (DIHT), Gesamtmetall oder der Zen­

tralverband des Deutschen Baugewerbes interessieren sich eben­

falls sehr stark für die klassische Arbeitspolitik, ebenso

natürlich das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung

oder ~as Wirtschaftsministerium. Die einzelnen Abteilungen des

Arbeitsministeriums weisen dagegen die ihrer engeren Aufgaben­

steIlung entsprechenden Interessenschwerpunkte auf. So hat

z.B. die Abteilung IV (Sozialversicherung, Sozialgesetzgebung)

ihren Interessenschwerpunkt eindeutig in der Sozialpolitik.

Akteure aus Organisationstypen, die sowohl in der klassi­

schen Arbeitspolitik als auch bei der Sozialpolitik hohe nega­

tive Werte haben, haben ausschließlich Spezialinteressen im

Politikfeld "Arbeit". So interessieren sich die Benachteilig­

tenverbände insbesondere für den Schutz besonderer Per~onen­

gruppen. Für andere Organisationstypen gilt wiederum, daß die

Interessenprofile ihrer Mitglieder relativ heterogen sind.

Alle Akteure haben aber zumindest einen Interessenschwerpunkt

im Politikfeld "Arbeit", so daß sie auch mit Recht als Akteure

zu diesem Politikfeld gezählt werden müssen.

Bei der interessenmäßig teilweise heterogenen Zusammen-
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setzung der Organisationstypen können die Teilöffentlichkeiten

des Politikfelds nur empirisch bestimmt werden. Zu diesem

Zweck führten wir eine Clusteranalyse durch. Die Nähe des

Interessenprofils zweier Organisationen wurde aus euklidischer

Distanz ihrer Interesseneinstufungen (von 0 bis 5) über alle

45 Streitfragen bestimmt. Wir kommentieren die Zehn-Gruppen­

Lösung im Text, ohne die Details der Analyse zu dokumentieren.

Die zehn identifizierten Gruppen erfüllen zunächst unser

Definitionsmerkmal der Teilöffentlichkeit, d.h. die Mitglieder

der Gruppen haben jeweils ähnliche Interessenprofile im Hin­

blick auf alle 45 Streitfragen. Dabei fällt auf, daß die

meisten Teilöffentlichkeiten nur aus wenigen Mitgliedern be­

stehen, die ganz spezielle Interessen gemeinsam haben. Nur

drei Gruppen bestehen aus mehr als 20 Organisationen. Zur

Beschreibung des Interessenprofils dieser drei Gruppen verwen­

den wir wieder die Faktorwerte aus der bereits im letzten

Abschnitt vorgestellten Faktorenanalyse.

Für die Streitfragen ergab sich eine Interessenstruktur mit

den zwei Hauptdimensionen der klassischen Arbeitspolitik und

der Sozialpolitik. Für die Organisationen ergibt sich folgende

Grundaufteilung der Teilöffentlichkeiten: eine große Gruppe A

von 53 Organisationen mit überdurchschnittlichen Interessen an

allen Streitfragen des Politikfelds, eine Gruppe B mit 21

Organisationen, die sich in erster Linie für Probleme der

Teilzeitbeschäftigung einschließlich unregelmäßiger Arbeits­

zeitformen und für Diskriminierungsfragen im Beschäftigungs­

system interessieren und eine Gruppe C mit 22 Organisationen,

deren Interessenschwerpunkt die Sozialpolitik ist mit einem

Nebeninteresse an Fragen des technischen Arbeitsschutzes (vgl.

Tabelle 5).

Für die Gruppe A ist die Bezeichnung Teilöffentlichkeit

wegen der Breite des Interesses, das sich auf alle Themen des

Politikfelds bezieht, irreführend. Das Interesse an der

klassischen Arbeitspolitik steht zwar im Vordergrund, aber

auch alle anderen Durchschnittswerte sind positiv. Die Organi­

sationen mit diesem breiten Interessenprofil machen den

eigentlichen Kernbereich des Politikfelds aus. Zu den Mitglie­

dern zählen die meisten Gewerkschaften, die zentralen Arbeit-

•
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Tabelle 5

Durchschnittliche Faktorwerte für die größten

Teilöffentlichkeiten i. Politikfeld 1)

1) Insgesamt wurden 10 Teilöffentlichkeiten mit einer Cluster­
analyse (Average-Linkage-Verfahren) identifiziert. Eingangs­
werte waren dIe Eukliaischen paarweisen Distanzen zWIschen
den von 0 bis 5 skalierten Interessenprofilen der Akteure
über die 45 Streitfragen.

2) Zur Faktorenanalyse vgl. Tabelle 2.

---------------------------------------------------------------

Fl. Klassische Arbeitspol itik 0.66 -0.10 -0.98

F3. Sozialpolitik 0.17 0.14 0.63

F2. Schutz besonderer Personen- 0.28 -0.06 -0.47
gruppen

F4. Teilzeitbeschäftigung 0.29 0.57 -0.40

F5. Technischer Arbeitsschutz 0.21 -0.19 0.20

F6. Diskriminierung im 0.14 0.73 -0.73
Beschäftigungssystem

F7. Ladenschluß 0.47 -0.81 -0.04

geberverbände wie die BDA, der BDI und der DIHT, die meisten

politischen Akteure wie die Bundestagsfraktion oder die Par­

teien, die für das Politikfeld "Arbeit" wichtigen Ministerien

wie insbesondere das BMA und die Ländervertretungen. Wir kön­

nen diese Gruppe daher mit Recht als die Kernöffentlichkeit

des Politikfelds bezeichnen.

Die Gruppe B hat ein im Hinblick auf die Organisationstypen

sehr breites Rekrutierungsfeld. Probleme der Teilzeitbeschäf­

tigung oder Diskriminierungsfragen interessen z.B. die Gewerk­

schaft Erziehung und Wissenschaft, die Zentral verbände des

Handwerks und des Baugewerbes, den Deutschen Städte- und Ge­

meindebund, den Marburger Bund, die Bundesanstalt für Arbeit,

den Deutschen Frauenrat oder den Bundesvorstand der Grünen. Im

Unterschied zu dieser Teilöffentlichkeit hat die Gruppe C

wieder einen eindeutigen Rekrutierungsschwerpunkt unter den

Sozialversicherungsverbänden, ergänzt um einige andere Akteure

wie die für Sozialversicherung oder für Gesundheit und Kran­

kenversicherung zuständigen Abteilungen des BMA.

Die Clusteranalyse der Organisationen ergänzt die im

letzten Abschnitt gemachten Ausführungen über die Ähnlichkeit

der Streitfragen sehr gut. Der Dimension der klassischen Ar­

beitspolitik entspricht im wesentlichen die Kernöffentlichkeit

des Politikbereichs und der sozialpolitischen Dimension, die

vor allem aus den Sozialversicherungsverbänden bestehende

Teilöffentlichkeit C. Dazu kommt die sich für Fragen der

Teilzeitbeschäftigten und für Diskriminierungsfragen interes­

sierende Teilöffentlichkeit B mit ihrem breiten Rekrutierungs­

feld über die verschiedenen Organisationstypen hinweg.

Wir wollen im nächsten Abschnitt untersuchen, inwieweit die

Einflußverteilung im Politikfeld die Breite der Interessenpro­

file der einzelnen Teilöffentlichkeiten widerspiegelt. Wir

erwarten, daß die Organisationen, die zur Kernöffentlichkeit

des Politikfelds gehören, aus der Sicht der Befragten auch die

mächtigsten Organisationen für arbeitspolitische Entscheidun­

gen sind.

C
n=22

B
n=21

Teilöffentlichkeiten

A
n=53

Faktoren 2)
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5. DIE EINFLUßVERTEILUNG IM POLITIKFELD

Wer Einfluß hat, kann sich durchsetzen. Dieser Begriff von

Einfluß bezieht sich direkt auf die politischen Entscheidungen

und ist hier nicht gemeint. Wir untersuchen in diesem Ab­

schnitt die Einflußreputation aus der Sicht der Mitglieder des

Sozialsystems Arbeitspolitik. Diese Einflußreputation ist

deshalb wichtig, weil sie Auskunft darüber gibt, wer im Sinne

unseres Systembegriffs bei dem politischen Handeln im Politik­

feld berücksichtigt werden muß. Eine Organisation, die von

keiner einzigen anderen Organisation als einflußreich bezeich­

net wurde, würde sich nicht für die Mitgliedschaft im sozialen

System des Politikfelds "Arbeit" qualifizieren.

Eine entsprechende Frage nach den besonders einflußreichen

Organisationen im Politikfeld wurde am Beginn des Fragebogens

gestellt. Wie in Abschnitt 2 ausgeführt, wurden die Befragten

zunächst gebeten, die besonders einflußreichen Organisationen

auf einer Liste anzukreuzen, die unsere ursprüngliche Zielpo­

pulation enthielt. Mit einer Nachfrage wurden 120 weitere

Organisationen identifiziert, die von einem bis zu sechs Be­

fragten ebenfalls als besonders einflußreich bezeichnet

wurden.

Wir nahmen nun an, daß eine Organisation um so einflußrei­

cher ist, je mehr Nennungen sie auf diese Frage erhalten hat.

Die Zahl der erhaltenen Nennungen auf die Einflußfrage ist

also unser Einflußmaß.

Ordnet man die Akteure nach dem so gemessenen Einfluß, kann

man berechnen, welchen Anteil der Machtnennungen die 50 Pro­

zent Organisationen am Ende der Einflußleiter erhalten haben.

Wäre der Einfluß gleich verteilt, müßten dies etwa 50 Prozent

der Nennungen sein. Tatsächlich sind es aber nur 3,5 Prozent.

Hinter dieser schiefen Einflußverteilung am unteren Ende der

Einflußleiter verbirgt sich nichts anderes als die Tatsache,

daß die zusätzlich genannten Organisationen in der Regel nur

von einem bis zu drei Befragten als einflußreich bezeichnet

wurden. In der unteren Hälfte der insgesamt 240 Organisationen

sind nur sechs Organisationen enthalten, die in unsere Voraus­

wahl fielen.
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Aufschlußreicher ist natürlich das obere Ende der Einfluß­

leiter. Nach den Nennungen der Befragten gehörten die folgen­

den 10 Organisationen zu den einflußreichsten im Politikfeld:

BDA und DGB, Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung

und Bundesanstalt für Arbeit, die Bundestagsfraktionen von

CDU/CSU, FDP und SPD, die CDU/CSU-Mitglieder im Bundestagsaus­

schuß für Arbeit und Sozialordnung und schließlich BDI und IG

Metall. Auf diese 10 Akteure entfallen zusammen 18,1 Prozent

der Einflußnennungen, obwohl sie nur vier Prozent der genann­

ten Organisationen ausmachen. Die obersten 25 Organisationen

vereinigen 38 Prozent der Einflußnennungen auf sich.

Betrachtet man diese Gruppe der 25 einflußreichsten Organi­

sationen näher, so fällt auf, daß sie sich nicht nur aus dem

Kreis der Regierungs- und Bundestagsakteure zusammensetzt,

ergänzt um die wichtigsten Dachverbände der Wirtschaft und der

Arbeitnehmer, sondern daß hier bereits Organisationen auftre­

ten wie die Bundesärztekammer und die Kassenärztliche Bundes­

vereinigung, der Reichsbund für Kriegsopfer, Behinderte, So­

zialrentner und Hinterbliebene, der Verband Deutscher Renten­

versicherungsträger und der Bundesverband der Ortskrankenkas­

sen, ergänzt um Parteivereinigungen wie die Sozialausschüsse

der Christlich-Demokratischen Arbeitnehmerschaft oder der

Arbeitsgemeinschaft für Arbeitnehmerfragen der SPD. Bezogen

auf die im letzten Abschnitt unterschiedenen Teilöffentlich­

keiten heißt dies, daß nicht nur die sich in erster Linie für

klassische Arbeitspolitik interessierenden Akteure zur

Spitzengruppe gehören, sondern auch stärker sozialpolitisch

interessierte Organisationen. Die durchschnittliche Zahl der

Einflußnennungen pro Organisation in der Kernöffentlichkeit

des Politikfelds (Gruppe A siehe letzter Abschnitt) liegt bei

53 Nennungen, gefolgt von immerhin 42 Nennungen der sich für

Sozialpolitik interessierenden Akteure (Gruppe Cl. Dagegen

fällt die sich für Teilzeitbeschäftigung und Diskriminierungs­

fragen interessierende Teilöffentlichkeit (Gruppe B) mit

durchschnittlich 29 Nennungen pro Organisation deutlich ab.

Man würde also ein falsches Bild vom Politikfeld "Arbeit"

bekommen, wenn man sich auf die Kernöffentlichkeit beschränken

würde. Organisationen, auf die zusammen knapp die Hälfte der
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Einflußnennungen entfallen, blieben so unberücksichtigt.

Diese breitere Quotierung der einflußreichen Akteure im

Hinblick auf die verschiedenen Organisationstypen zeigt sich

auch bei einer Betrachtung, in die alle 126 Organisationen

eingehen, die befragt wurden und die somit die Mitglieder des

sozialen Systems der Arbeitspolitik darstellen. In Schaubild 1

sind die verschiedenen Organisationstypen etwas stärker zusam­

mengefaßt, um die Kategorien besser mit den amerikanischen

Kategorien vergleichen zu können. Gewerkschaften und Arbeitge­

berverbände sind wie bisher definiert, zu den Berufsverbänden

werden jetzt die Verbände des Gesundheitswesens hinzugenommen,

die sogenannten "Public interest groups" umfassen in den USA

Benachteiligtenverbände, "Civii rights associations" und kom­

munale und einzelstaatliche Spitzenverbände auf nationaler

Ebene. Entsprechend wurden für die Bundesrepublik die kommuna­

len Spitzenverbände, Kirchen und Wohlfahrtsverbände und die

Benachteiligtenverbände zu den "öffentliche Interessen" ver­

tretenden Verbänden zusammengefaßt. Getrennt davon führen wir

die Sozialversicherungsverbände auf, zu denen es in den USA in

der Form von Parafisci kein Äquivalent gibt. Die Bundesmini­

sterien und Bundesbehörden (agencies) sind wieder direkt ver­

gleichbar, wobei im deutschen Fall hierunter abweichend von

der ursprünglichen Einteilung auch die Bundesanstalt für Ar­

beit gezählt wird. Dagegen müssen die Ländervertretungen wegen

der besonderen Rolle des Bundesrats bei der Gesetzgebung wie­

der als deutsche Sonderkategorie behandelt werden. Bei der

letzten Kategorie der Parteigruppierungen kommt die geringe

Bedeutung der nationalen Parteiorganisationen in den USA darin

zum Ausdruck, daß sie direkt übergangen wurden und nur die

Fraktionsgruppierungen in den verschiedenen Ausschüssen und

Unterausschüssen von Repräsentantenhaus und Senat als Akteure

gezählt werden.

In Schaubild sind sowohl die Mittelwerte (Mediane, ge­

kennzeichnet als "Stern") als auch die Streuung der Werte

aufschlußreich. Für die Mittelwerte gilt, daß sowohl in der

Bundesrepublik als auch in den USA die politischen bzw. staat­

lichen Akteure die höchsten Werte aufweisen, d.h. die Ministe­

rien einschließlich der Bundesbehörden und die Akteure im
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Schaubild 1

Die Einflußnennungen nach Organisationstypen

in der Bundesrepublik und den U.S.A.

BUNDESREPUBLIK
Erhaltene ahlen

150

A
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50
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*

0 -L- A

Gewerk- Arbeit- Berufs- ~~{~~~l. Sozial- Bundesmi- Länder Parlamentscharten geber verbände versiche- nisterien, Parteien
essen rungen -behörden
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U.S.A.
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120

80
A

~ 5A

40 es
A

Q6 ~
0 -L-

Gewerk- Arbeit- Berufs-· öffentl. Bundesmi- Parlament
schaften geber verbände Interessen nisterien,

-behörden
n=19 n=30 n=l1 n=35 n=20 n=20

* Median, A Ausreißer (mehr als mittlerer Quartilsabstand vom 2. bzw.
3. Quartil entfernt).
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Parlament bzw. in Deutschland zusätzlich auch die Parteien und

Partei vereinigungen. Daß in den USA die Exekutive eine etwas

höhere durchschnittliche Einflußreputation hat als der Kon­

greß, mag zunächst überraschen, weil es ja im wesentlichen um

Fragen der Gesetzgebung geht. Hier ist natürlich auch die

Zusammensetzung der jeweiligen Kategorien zu berücksichtigen.

Was den Durchschnittswert für den Kongreß z.B. nach unten

rückt, ist die ausführliche Berücksichtigung von vielen sub­

committees, die sich schließlich als nicht so einflußreich

erwiesen wie die vielen speziellen agencies auf seiten der

Verwaltung, die sich mit Teilbereichen der Implementation der

Labor policy beschäftigen.

In der Bundesrepublik haben die Fraktionen und Parteien

umgekehrt eine höhere durchschnittliche Einflußreputation als

die Behörden der Exekutive. Hierin kommt zum einen die Verfas­

sungswirklichkeit einer Parteiendemokratie zum Ausdruck und

zum anderen die hohe Arbeitsteilung innerhalb der Regierung,

die in erster Linie die unmittelbar für die Arbeitspolitik

zuständigen Ministerien und Behörden in den Vordergrund treten

läßt wie das Arbeitsministerium und die Bundesanstalt für

Arbeit und weniger die am Rande mit Arbeitspolitik befaßten

Ministerien.

Die Streuung der Einflußnennung wird in Schaubild 1 mit der

Länge der jeweiligen Kästchen bzw. der davon nach oben und

unten verlaufenden senkrechten Striche mit waagerechter Be­

grenzung in T-Form wiedergegeben. Der Bereich der Einlußnen­

nungen der mittleren 50 Prozent einer jeder Kategorie (zweites

und drittes Quartil) wird in Kästchenform und die darüber

hinausgehende Streuung in Strichform abgebildet. Einzelne

Organisationen mit größerem Abstand zum Rest der Verteilung

gelten als Ausreißer; ihre Position wird mit einem A markiert.

Bei den Verbänden der verschiedenen Kategorien ist auffäl­

lig, daß in den USA die Streuung jeweils geringer ist als in

der Bundesrepublik. Dies ist zunächst ein Hinweis auf die im

Hinblick auf die Einflußreputation heterogenere Zusammen­

setzung der deutschen Kategorien. Das hängt zum Teil mit den

Auswahlkriterien zusammen. In der deutschen Studie genügte es,

daß ein Verband zweimal bei einer öffentlichen Anhörung des
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Bundestagsausschusses für Arbeit und Sozialordnung auftrat, um

sich für die vorläufige Mitgliedschaft im System zu qualifi­

zieren, während in der amerikanischen Studie auch die öffent­

liche Aufmerksamkeit berücksichtigt wurde, die einem Verband

von der Presse entgegengebracht wurde. Dieses Verfahren er­

klärt, warum in der deutschen Studie in allen Kategorien auch

Verbände vertreten sind, auf die sehr wenig Nennungen entfie­

len. Gleichzeitig ist in der Bundesrepublik aber auch in jeder

Kategorie die Spitzengruppe gut besetzt, der Abfall dieser

Spitzengruppe gegenüber den staatlichen und politischen Akteu­

ren ist weniger ausgeprägt als in den USA. Wahrscheinlich

hängt dies mit dem deutschen System der Dach- und Spitzenver­

bände zusammen, die bei unmittelbarer Zuständigkeit für ein

Politikfeld auch als überdurchschnittlich einflußreich angese­

hen werden.

Bezieht man zur Abrundung des Vergleichs mit den USA noch

einzelne Organisationen mit ein, so fällt auf, daß die

Spitzengruppe der einflußreichsten Akteure in den USA so ähn­

lich wie in der Bundesrepublik zusammengesetzt ist. Die mei­

sten Einflußnennungen erhielt in den USA das Department of

Labor, dicht gefolgt von der Gewerkschaft AFL/CIO und mit

etwas größerem Abstand von den demokratischen Mitgliedern des

Committee on Education and Labor des Repräsentantenhauses und

des Committee on Labor and Human Resources des Senates. Im

Unterschied zu Deutschland folgt die Chamber of Commerce als

mächtigster Wirtschaftsverband erst im oberen Mittelfeld. In

der Bundesrepublik liegt die BDA dagegen an der Spitze der

Einflußpyramide. Es wird sich erst durch weitere Untersuchun­

gen feststellen lassen, inwieweit die Einflußreputation den

tatsächlichen Einflußmöglichkeiten einer Organisation ent­

spricht.
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6. POLITISCHE ENTSCHEIDUNGEN

Wie einflußreich eine Organisation ist, zeigt sich in der

Politik erstens in der Durchsetzung der eigenen Interessen bei

konkret anstehenden Entscheidungen und zweitens in der Fähig-
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Forts. Tabelle 6

13. Sicherung der G1eichbehand- 37 22 9 1 1. 95 4.25
lung von Männern und Frauen

14. 3. Atrarsoziales Ergänzungs- 11 10 3.77
gese z (G)

15. Gesetz zum Uberstunden- 19 7 8 1 1.00 4.42
abbau

16. 7. Arbeitsförderungs- 41 27 4 5 3.69 1. 50 2.50
gesetz (G)

18. Änderung des Schwerbe- 54 26 10 14 3.90 1. 50 2.61
hindertengesetzes (G)

20. Neutralität der Bun- 58 30 21 5 4.27 1. 28 2.50
desanstalt für Arbeit (G)

21. Ausbau der betriebl. 39 22 11 2 1.55 4. 81 I

Mi tbeslimmmung VI
0

22. Verlänteruny der Förderung 17 13 3 4.38 3.00
überbe rieb icher Aus-
bildungsstätten (G)

23. Entlastung d. Landwirte 11 8 2 2 3.57
v. Sozialversicherung (G)

25. Trümmerfrauen-Baby- 53 30 10 7 3.26 3.87 3.16
Jahrgesetz

26. Sicherung d. Montan- 32 19 8 2 2.50 4.37
Mitbesti mmung

27. 2.Vermögensbeteili- 24 17 2 3 4. 23 3.50
gungsgesetz (G)

28. Verbot d. Aussperrung 28 12 10 3 1. 00 4.00 2.66

29. Schutz d. Teilzeit- 26 15 4 2 2.00 5.00
beschäftigten

Forts. Tabelle 6

30. Einschränkung d. 18 10 5 1. 70 4. 20
Leiharbeit

31. Verlänßerung d. Mon- 35 24 7 2 4.00 1. 42
tanmit estimmung (G)

32. 8.Arbeitsförderungs- 51 20 14 14 3.68 1. 21 2.58
gesetz (G)

33. Jugend- und Auszubilden- 36 25 6 4 4.13 1. 75 3.00
denvertretungen (G)

34. Meldepflicht d. Ge- 27 19 2 1 3.76
samtsozVersichBetrags (G)

35. Alterstrenze Kas- 33 14 14 1. 20 3.90
senarz

36. Sprecherausschüsse 51 17 20 10 4.33 1.80 2.00 I

leit. Angestellter (G) ~

-------_._------------------------------------------------------------------------------------------ I

n Anzahl Akteure

(G) Vorlage wurde als Gesetz verabschiedet

1 ) Durchschnittliche Zielerreichunft mit folgenden Punktwerten: 5 = alle Ziele erreicht, 4 = die meisten
Ziele erreicht 3 = etwa die älfte erreicht, 2 = weniger als die Hälfte, 1 = keInes der Ziele er-
reicht. In die Durchschnittsbildung werden Gruppen mit weniger als drei Mitgliedern nicht einbezogen .
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Jahr und das Beschäftigungsförderungsgesetz, das am 24. August

desselben Jahres von der Bundesregierung in den Bundesrat

eingebracht wurde. Es ist auffällig, daß keines der späteren

Gesetzesvorhaben mehi eine so große Aufmerksamkeit fand.

Eine nächste Gruppe besteht aus Gesetzesvorhaben, für die

sich etwa ein Drittel bis zur Hälfte der Akteure interessier­

te. Diese Gesetzesvorhaben streuen über den ganzen Unter­

suchungszeitraum und gehen nicht nur auf Initiativen der Re­

gierung oder der Koalitionsparteien zurück. Es handelt sich in

erster Linie um geplante Regelungen für die klassische Ar­

beitspolitik wie z.B. die Neufassung des Paragraph 116 Ar­

beitsförderungsgesetz oder um sozialpolitische Maßnahmen.

Für jedes Gesetzesvorhaben ist in Tabelle 6 angegeben,

wieviele Organisationen es befürworteten, wieviele dagegen

waren und wieviele sich in dem Sinn ambivalent verhielten,

als sie einzelne Regelungen des neuen Gesetzes begrüßten und

andere ablehnten. Die Zahl der Befürworter sagt naturgemäß bei

der von uns abgenommenen Systemabgrenzung nicht voraus, welche

Seite sich schließlich durchsetzte. Aufschlußreicher ist in

diesem Zusammenhang der Grad der Zielerreichung. Die Akteure,

die sich für ein Gesetzesvorhaben interessierten, wurden je­

weils gefragt, wieviele ihrer Ziele sie bei diesem Gesetz

erreicht haben, alle ihre Ziele, die meisten, etwa die Hälfte,

weniger als die Hälfte oder keines der Ziele. Die durch­

schnittliche Zielrealisierung ist in Tabelle 6 jeweils für die

Befürworter, die Gegner und die Ambivalenten aufgeführt. Hier

zeigen sich mehrere Muster.

Es gibt Gesetzesvorhaben, die eine Polarisierung erkennen

lassen. Die Zielerreichung von Befürwortern und Gegnern diffe­

riert hier erheblich. So hat bei dem Gesetz zur Sicherung der

Neutralität der Bundesanstalt für Arbeit bei Arbeitskämpfen

der durchschnittliche Befürworter die meisten seiner Ziele

erreicht, der durchschnittliche Gegner aber keines der Ziele.

Ähnlich liegen die Verhältnisse beim Beschäftigungsförderungs­

gesetz von 1984 oder, mit umgekehrten Vorzeichen, bei dem von

den Grünen eingebrachten Gesetzesvorhaben zum Oberstundenabbau

(15), das scheiterte. so daß die Befürworter keines ihrer

Ziele erreichten, während die Gegner mit dem Ausgang zufrieden
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sein konnten.

Es gibt andere Gesetze, bei denen die Zielerreichung von

Befürwortern und Gegnern relativ ausgeglichen ist. Dies war

z.B. bei der Vorruhestandsgeldregelung der Fall oder auch bei

dem sogenannten "Trümmerfrauen-Babyjahrgesetz", das zunächst

von der SPD-Fraktion eingebracht wurde - dies ist die Nr. 25

in Tabelle 6 -und später in anderer Form von der Koalition.

Wenn auch ursprüngliche Gegner eines Gesetzesvorhabens am

Schluß mit dem erzielten Ergebnis einigermaßen zufrieden sind,

liegt das in der Regel an Kompromissen, die in dem federfüh­

renden Bundestagsausschuß erzielt wurden.

Daß es in der Bundesrepublik im Unterschied zu den USA sehr

häufig Organisationen gab, die wir als Ambivalente einstufen

mußten, hängt ebenfalls mit Besonderheiten des deutschen Ge­

setzgebungsverfahrens zusammen. In einer umfassenderen Gesetz­

esänderung geht es häufig um ganz verschiedene Teilbereiche,

für die die Interessen nicht gleich gerichtet sein müssen. Die

Organisationen, die sich häufig auf die Position des "teils

dafür, teils dagegen" zurückzogen, sind die Sozialversiche­

rungsverbände.

Wir können hier nicht auf diese Details eingehen, sondern

wollen abschließend fragen, wie man die Konfliktstruktur im

Politikfeld charakterisieren kann. Diese Konfliktstruktur kann

einem pluralistischen System mit sich überkreuzenden Konflikt­

linien entsprechen oder sie kann polarisiert sein, so daß die

Organisationen, die bei einem Gesetz derselben Meinung sind,

sich bei anderen Gesetzen in derselben Koalition wiederfinden.

In der Literatur wird für das Politikfeld Arbeit in der Regel

davon ausgegangen, daß die Konfliktstruktur polarisiert ist.

Diese Vermutung bestätigt sich auch, wie Schaubild 2 beweist.

Die Zahlencodes in Schaubild 2 geben einen Hinweis auf die

Befürworter, Gegner und Ambivalenten bei den einzelnen Ge­

setzesvorhaben. Wir bezeichnen diese Gruppen als Ereigniskoa­

litionen. Ereigniskoalitionen für verschiedene Gesetzesvorha­

ben sind einander umso ähnlicher, je mehr sich die Mitglied­

schaft in den beiden Koalitionen überschneidet. Einen Gesamt­

eindruck der Ähnlichkeiten der Ereigniskoalitionen vermittelt

Schaubild 2. Es ist das Schaubild einer polarisierten Kon-
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fliktstruktur, in der auch die Ambivalenten z.B. keine Mittel­

position einnehmen.

Die große Gruppe links im Schaubild beinhaltet alle Ereig­

niskoalitionen, die Regierungsvorlagen befürworteten und Oppo­

sitionsvorlagen ablehnten. Die etwas auseinandergezogenere

rechte Gruppierung setzt sich aus Befürwortern von Oppositi­

onsvorlagen oder Gegnern der Regierungsvorlagen zusammen.

Dieses Grundergebnis ist nicht überraschend, entspricht es

doch dem parlamentarischen Regierungssystem. Es gibt in Schau­

bild 2 nur eine Ausnahme von diesem Grundmuster, das sind die

Befürworter einer Verlängerung der Auslaufzeiten der Montan­

mitbestimmung bei Konzernobergesellschaften (31+). Dieser

Gesetzentwurf wurde von der Bundesregierung eingebracht und

fand sozusagen die Unterstützung von der "falschen" Seite.

Aufschlußreich ist die Plazierung der Ambivalenten. Sie

stehen dem Oppositionslager in der Regel näher als dem Regie­

rungslager. Sie nehmen zwar an den entsprechenden Enden der

beiden Gruppen eine vermittelnde Position ein, scheinen aber

insgesamt mit den Oppositionsgruppierungen mehr Gemeinsamkei­

ten zu haben als mit dem Regierungslager.

Die Ambivalenten, die relativ häufig Anbieter oder Nachfra­

ger spezifischer Sozialleistungen sind, sind eine Besonderheit

des deutschen Systems im Vergleich zum amerikanischen. Mit den

gesetzlichen Sozialversicherern wurden in Deutschland Organi­

sationen eigener Art geschaffen, die sich wieder zu Spitzen­

verbänden zusammengeschlossen haben, die ihrerseits als eigene

Interessenten im Gesetzgebungsverfahren auftreten. Sie sind

die Interessenwahrer des hergebrachten Systems der sozialen

Sicherung. Einschneidende Veränderungen dieses Systems müssen

mit ihrem Widerstand rechnen. Im amerikanischen System fehlt

diese besondere, vom Gesetzgeber geförderte Form der "vested

interests".

Andererseits scheint die Gruppe der Ambivalenten die Pola­

risierung der Konfliktstruktur etwas abzumildern. Dieses Mo­

ment fehlt in den U.S.A., wo gerade das Politikfeld "Arbeit"

alles andere als pluralistisch strukturiert ist. Hier stehen

sich eine von der Gewerkschaft AFL/CIO und eine von der Cham-
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ber of Commerce angeführte Koall'tl'on I'n kl harer Sc lachtordnung

gegenüber.

7. AUSBLICK

In diesem Ergebnisbericht wurde die Grundstruktur des so­

zialen Systems Arbeitspolitik für die Bundesrepublik beschrie­

ben und mit ausgewählten Ergebnissen der amerikanischen Studie

(Knoke 1979) verglichen. Bei derartigen Berichten ergibt sich

häufig folgendes Dilemma. Erkennt der Leser die ihm vertraute

Wirklichkeit in dem wieder, was die Sozialwissenschaftler mit

ihren Methoden und Interpretationen mitteilen, stellt sich

schnell die Frage ein, was eigentlich das Neue an den Ergeb­

nissen sei. Werden aber nur überraschende, neue Erkenntnisse

mitgeteilt, wird derselbe Leser versucht sein zu fragen, ob

hier überhaupt von den Phänomenen seiner Primärerfahrung die

Rede ist. Lösbar ist dieses Dilemma nur, wenn sich, auf

grundsätzlich vertrautem Hintergrund, neue Einsichten ergeben.

Die Hauptfragestellung des Projekts ist eine Erklärung der

politischen Entscheidungsprozesse. So wird zu prüfen sein,

welche Koalitionen sich unter den in den USA und der Bundesre­

publik gegebenen Rahmenbedingungen jeweils am besten durch­

setzen können, welche Rolle der politische Tausch auch über

die Hauptkonfliktlinie im Politikfeld hinweg spielt und wie

Kompromisse im Gesetzgebungsverfahren zustande kommen. Dieser

Bericht hat die wichtigen Rahmenbedingungen dargestellt, die

politische Entscheidungsfindung selbst kann erst im Anschluß

daran untersucht werden. Dabei gehen wir von der Annahme aus,

daß den Kommunikationsbeziehungen unter den Akteuren eine

besondere Bedeutung bei der Interessenrealisierung zukommt.

Die allgemeinen Bedingungen der Durchsetzung der eigenen

Interessen in einem Politikfeld sind im deutschen und amerika­

nischen Fall gleich, Die Hauptunterschiede liegen in den ver­

schiedenen politischen Institutionen und den von ihnen vorge­

sehenen Einflußkanälen, in der Art und der Zusammensetzung der

mächtigen Organisationen und in der von den bisherigen Ge-
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setzen vorstrukturierten Thematik des Politikfelds. Auf der

Ebene des Gesamtsystems hat die vergleichende Regierungslehre

die wichtigen Unterschiede herausgearbeitet. Was in der sozi­

alwissenschaftlichen Literatur fehlt, sind Untersuchungen über

die Auswirkungen der Institutionen auf das Verhalten und die

Chancen der Interessendurchsetzung der beteiligten Akteure und

die Rückkoppelungen, die sich von daher für das System erge­

ben.
Wir können mit unseren Daten eine derartige Untersuchung

durchführen. Aus den Ergebnissen werden sich neue Einsichten

in das Funktionieren der unterschiedlichen politischen Systeme

ergeben.

In der Literatur wird z.B. des öfteren behauptet, daß in

den europäischen Demokratien der Konflikt zwischen Arbeit und

Kapital eine größere Rolle spiele als in den USA. Unsere

ersten Ergebnisse lassen eher das Gegenteil erwarten. Es wird

sich zeigen, ob Tendenzen zur Institutionalisierung des

Grundkonflikts z.B. in Richtung Korporatismus in der Bundesre­

publik zu einem stärkerem Interessenausgleich führen als in

der amerikanischen Labor policy.

Eine andere Aussage über das System der Interessenvermitt­

lung in der Bundesrepublik besagt, daß hier einigen wenigen

Spitzenverbänden eine überragende Rolle zukomme. Dagegen sei

das amerikanische System offener für neue Interessengruppen,

So zeigen tatsächlich unsere ersten Ergebnisse, daß die neuer­

dings häufiger angesprochenen Probleme der Diskriminierung im

Beschäftigungssystem, z.B. nach Geschlecht, bei den einfluß­

reichen Verbänden im deutschen Politikfeld "Arbeit" nicht auf

besonders große Resonanz stoßen. In den USA hat die generelle

Problematik der Diskriminierung natürlich eine längere Ge­

schichte, gerade auch in der Labor policy. Wir werden zu

prüfen haben, welches unterschiedliche Gewicht die Parteien

und die Verbände beim Aufgreifen neuer Interessen in den

beiden Ländern haben.
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